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01 Antwort des Innenministeriums Sachsen-Anhalt zum Wohn- und 

Verpflegungsgeld 

Der Landesvorsitzende von Sachsen-Anhalt, Ernst Janshen, hatte auf Anregung der 

Kommission Rente und Versorgung bezüglich der Berücksichtigung von Wohn- und 

Verpflegungsgeld gemäß dem Recht der DDR an das Ministerium des Innern 

geschrieben und folgendes Antwortschreiben vom 31.Mai 2011 erhalten:  

 

„Sehr geehrter Herr Janshen, Herr Minister Stahlknecht hat mich gebeten, Ihr 

Schreiben – bei mir eingegangen am 10. Mai 2011 – zu beantworten. Darin fordern 

Sie erneut, die Einbeziehung von Verpflegungsgeld und anderen 

Entgeltbestandteilen in die Sonderversorgung zu ermöglichen. 

Wie Ihnen bereits mit Schreiben vom 11. Dezember 2009 – 25.3-03707 – dargelegt 

wurde, verfahren die Versorgungsträger der Sonderversorgung in den neuen 

Bundesländern bzw. im Bund im Umgang mit eingehenden Anträgen auf 

Einbeziehung von bislang nicht berücksichtigten Entgeltbestandteilen in die 

Sonderversorgung weiterhin uneinheitlich. 

Während das Land Brandenburg – als einziges Bundesland – diesen Anträgen 

stattgibt, empfiehlt der Bund allen Versorgungsträgern auch weiterhin, die Anträge 
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abzulehnen bzw. ruhen zu lassen und eine weitere, oberstgerichtliche 

Rechtsprechung hierzu abzuwarten. 

In den jüngsten Urteilen der Sozialgerichte u. a. Potsdam und Leipzig im Dezember 

2010 zeichnet sich nunmehr eine Tendenz der Ablehnung der Ansprüche ab. 

Vor diesem Hintergrund bitte ich um Ihr Verständnis, dass ich auch weiterhin an der 

bisherigen Verfahrensweise festhalten und eine erneute oberstgerichtliche 

Entscheidung abwarten werde“. Mit freundlichen Grüßen, i. A. Wachholz. 

Seitenanfang 

 

02 Rentenangleichung: Antwortschreiben der FDP 

Dr. Stefan Ruppert, MdB (FDP), antwortete dem Bundesvorsitzenden auf seinen 

Brief zur Rentenangleichung vom 12. April 2011 mit folgendem Schreiben vom 30. 

Mai 2011: 

Sehr geehrter Herr Berberich, vielen Dank für Ihren Brief vom 12. April 2011. Eine 

Angleichung der Renten in Ost und West ist für die FDP wichtig. Auch im 

Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2009 haben wir dies so festgeschrieben. 

Das einheitliche Rentenrecht ist ebenfalls Bestandteil des Koalitionsvertrages und 

muss daher noch in dieser Legislaturperiode umgesetzt werden. Der mir bekannte 

Zeitplan sieht vor, dass im Herbst nähere Regelungen besprochen werden sollen. 

Ob es Sonderregelungen für einzelne Berufsgruppen, wie die von Ihnen 

angesprochenen Mitarbeiter des Gesundheits- und Sozialwesens der DDR gibt, ist 

noch nicht entschieden. Man wird jedoch versuchen, eine grundsätzliche 

Rentenangleichung zu erreichen, bei der möglichst alle Berufsgruppen abgedeckt 

werden.  

Aus meiner Sicht ist eine Beteiligung des BRH Seniorenverbandes nach wie vor 

wünschenswert. Näheres hierzu kann ich Ihnen im Herbst mitteilen.  

Für weitere Fragen und Anregungen steh ich Ihnen jederzeit zur Verfügung“. Mit 

freundlichen Grüßen, Dr. Stefan Ruppert, MdB. 

Seitenanfang 

 

03 Neue Regelungen zur Bekämpfung gefälschter Arzneimittel 

Um die bestehenden Regeln zur Bekämpfung gefälschter Arzneimittel zu 

verschärfen, hat die Europäische Kommission die Regelungen ergänzt, die von Ende 

2012 an gelten sollen. Diese betreffen alle verschreibungspflichtigen Arzneimittel und 

schließen den Internethandel mit ein. Als Ergänzung ist zurzeit die Planung eines 

einheitlichen Strichcodes erfolgt. Ausschlaggebend für den Reformbedarf war die 

Zahl der beschlagnahmten Arzneimittel an den EU-Außengrenzen. Die Zahl hatte 

sich zwischen 2006 und 2009 um 300 Prozent auf etwa 7,5 Millionen 

Beschlagnahmungen erhöht. (Quelle: FAZ vom 30. Mai 2011) 

Seitenanfang 

 

04 Prämien bei Privatversicherern 

Aufgrund des Urteils des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) ist es vom 21. 

Dezember 2012 nicht mehr möglich, unterschiedliche Prämien für Mann und Frau bei 

privat Versicherten einzusetzen. Das Urteil ist am 1. März 2011 ergangen. 

In der Folge wurden auch Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 2004/113/EG (RL) für 

unwirksam erklärt, ebenso § 20 Abs. 2 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 

(AGG), der dem Inhalt nach das Pendant der RL darstelle. 
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Das AGG stellt im besagten Paragraphen auf eine proportionale 

Geschlechterdifferenzierung ab, nach der die Versicherungsleistungen 

vorgenommen und die Prämien festgelegt werden.  

Der EuGH beruft sich auf den Vertrag der Europäischen Gemeinschaft und der 

Charta der Grundrechte der Europäischen Union, denn hierin sind 

Ungleichbehandlungen bzw. Diskriminierungen verboten, so dass Art. 3 des 

Grundgesetzes für die Gleichberechtigung von Frau und Mann bürge. Damit ist die 

„Hintertür“ für Privatversicherer geschlossen. Die Rechtsprechung soll für alle nach 

dem 21. Dezember 2012 geschlossenen Verträge gelten. 

(Quelle: Ersatzkasse Magazin 05./06.2011) 

Seitenanfang 

 

05 Seltene Erkrankungen und nationales Aktionsprogramm 

Am 28. Februar jeden Jahres ist der „Tag der seltenen Erkrankungen“, der bereits 

kennzeichnet, dass für dieses wichtige gesundheitliche Thema ein Handlungsbedarf 

gegeben ist. Nun wird die Lösung des Bedarfs auch angegangen. Nach einer Studie 

sind medizinisch etwa 30.000 Krankheiten bekannt. Seltene Krankheit setzt eine 

Betroffenheitsquote von fünf von 10.000 Menschen voraus.  

Liegt eine seltene Erkrankung vor, ist diese zu circa 80 Prozent genetisch bedingt 

und lässt sich durch die Lebensführung kaum nachweisbar beeinflussen. Viel höher 

ist das Problem der Diagnose einzuschätzen, denn Erkrankte weisen häufig einen 

langen Leidensweg bis zum Erkennen der Krankheit auf, dabei wird die richtige 

Diagnose oft nur durch Zufall gestellt. Daher ist eine Verbesserung für diese Gruppe 

der Betroffenen erforderlich, die Studie des Bundesministeriums für Gesundheit 

(BMG) aus 2009 belegt das. Darin bestätigen Patienten ihren enormen Leidensdruck 

und die Überforderung bei der diagnostischen Voruntersuchung seitens der 

behandelnden Ärzte. 

Die ACHSE (Allianz Chronischer Seltener Erkrankungen) hilft den Betroffenen seit 

zwanzig Jahren durch die Beratung über Behandlungsmöglichkeiten und 

Ansprechpartner sowie Unterstützung in Form institutionalisierter Selbsthilfegruppen, 

in denen sich die Betroffenen austauschen können. 

Das „Nationale Aktionsbündnis für Menschen mit Seltenen Erkrankungen“ (NAMSE)   

wurde vom BMG ins Leben gerufen, als die oben erwähnte Studie den Mangel einer 

„strukturierten Versorgungslandschaft in Deutschland“ offenbarte. Zu dem Zeitpunkt 

sind Achse und NAMSE dann eine Föderation eingegangen, um unter anderem 

einen nationalen Aktionsplan auf den Weg zu bringen, erste Ergebnisse sollen 2013 

vorliegen. Erkrankungen und Therapien müssen erforscht werden. Um dies zu 

finanzieren, sind internationale Bündnisse bzw. Netzwerke erforderlich, denn für die 

Pharmafirmen müssen große Patientenkreise existieren, damit es für die 

Unternehmen finanziell interessant wird in Relation zum hohen Kostenaufwand für 

die Forschung. Die Vernetzung ermöglicht, von mehr potentiellen Studienteilnehmern 

umfassendere Erkenntnisse zu gewinnen und damit die Erforschung seltener 

Krankheiten zu beschleunigen. Außerdem ist es durch die Einführung des § 116b 

SGB V gelungen, Ärzte mit spezifischen Erfahrungen im Bereich seltenerer 

Erkrankungen in den Krankenhäusern als Spezialisten benennen zu können und 

damit die ambulante Versorgung dort für die speziellen Patienten zu gewähren.  
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Um Forschung zu forcieren und weiteren Handlungsbedarf festzustellen, ist es 

ebenso wichtig, dass in der Gesundheitspolitik das „Subsidiaritätsprinzip“ gilt. Das 

besagt, dass die europäische Gemeinschaft dann zuständig ist, wenn es dem 

betreffenden Land im Alleingang nicht gelingt, die Gesundheitsfürsorge alleine zu 

bewältigen. So hat es sich bereits als Fortschritt herauskristallisiert, dass die 

Datenmenge, die durch die europäische Kooperation zusammen kommt, Forschung, 

Diagnostik und Therapie in der Realisierung voranbringt. (Quelle: Ersatzkasse 

Magazin Mai/Juni 2011) 

Für einschlägige Informationen gibt es eine anerkannt zuverlässige und kostenlose 

Datenbank im Internet: www.orpha.net 

Seitenanfang

 

06 Schreiben an das Gesundheitsministerium wegen Kritik an der 

Fernsehwerbung gesetzlicher Krankenversicherer  

Wegen häufiger Werbesendungen gesetzlicher Krankenversicherer hat der 

Bundesvorsitzende unter dem Betreff „Kritik an der TV-Werbung großer 

Krankenversicherer“ folgendes Schreiben an das Gesundheitsministerium gerichtet: 

 

„Sehr geehrte Damen und Herren, als Interessenverband setzen wir uns dafür ein, 

dass die großen Krankenversicherer die enormen Geldsummen, die für 

Fernsehwerbung zur besten Sendezeit „verschleudert“ werden, als 

Beitragssenkungen in ihre Zielgruppe investieren. Dazu gehören u. a. zahlreiche 

unserer Mitglieder, die von Kürzungen ihrer Pensionen und Renten betroffen sind 

und berechtigtes Interesse an einer Änderung kundtun. 

Die Versicherer gewinnen dann nicht nur das Vertrauen ihrer Beitragszahler, 

sondern wirtschaften durch sinnvollen Budgeteinsatz auch im Interesse der Kunden 

und des Staates. 

Wir bitten sie, unsere Forderung nach Beitragssenkungen tatkräftig zu unterstützen.  

Angesichts der Reformpläne für das Gesundheitswesen ist der Vorschlag bestens 

geeignet, die Einnahmesituation der GKV zu verbessern. Eine Beitragsreduzierung 

trägt auch dazu bei, die geplanten Zusatzbeiträge auszugleichen und verstärkt den 

Appell der Regierung für nachhaltiges Wirtschaften der Krankenkassen. 

Wir freuen uns auf eine Stellungnahme und bedanken uns für Ihre Hilfestellung im 

Voraus, mit freundlichen Grüßen, Dieter Berberich, (Bundesvorsitzender). 

Seitenanfang 

 

07 Studie entdeckt Hautfalten als Indikator für Knochenschwund 

Wissenschafter der medizinischen Fakultät in Yale werten das Ergebnis einer Studie 

(Endrokrinologie-Studie mit 114 Studienteilnehmern) dahingehend, dass Hautfalten 

die Qualität des Skeletts wiedergeben. An den Befunden der Studienteilnehmer ließ 

sich erkennen, dass es einen Zusammenhang zwischen Haut und Knochen gibt, der 

besagt: Je tiefer die Falten bei den einzelnen waren, als umso größer erhärtete sich 

das Risiko von Knochenfrakturen. Dadurch lasse sich jetzt besser entscheiden, bei 

wem eine kostenaufwendige Knochendichtemessung nötig ist und bei welchen 

Patienten nicht. Maßgeblich ist die Gesichtshaut bei den Betroffenen. (Quelle: FAZ 

vom 08. Juni 2011) 

Seitenanfang 
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08 Entscheidung des Bundesfinanzhofs zu Kosten bei Pflegebedürftigkeit 

Kosten bei Pflegebedürftigkeit sind steuerlich als „außergewöhnliche Belastungen“ 

absetzbar; nach der Entscheidung des Bundesfinanzhofs (Az: VI R 8/10) müssen 

hierfür folgende Voraussetzungen vorliegen: Der Steuerpflichtige muss die Kosten 

selbst tragen, d. h. alle Kostenerstattungen seitens der Versicherung müssen in 

Abzug gebracht werden, nur die tatsächlich von ihm allein geleisteten Zahlungen 

werden ausgleichend angerechnet. (Quelle: Financial Times Deutschland vom 9. 

Juni 2011) 

Seitenanfang 

 

09 BGH kippt Kontogebühr für Kredite 

Am 7. Juni 2011 hat der Bundesgerichtshof entschieden, dass die Banken für die 

Führung eines Kreditkontos keine Gebühren mehr erheben dürfen (Az: XI ZR 

388/10). Begründet wurde das Urteil damit, dass die Bank lediglich im eigenen 

Interesse das Kreditkonto führe, während der Kunde durch seinen Vertrag mit der 

Bank in der Lage ist, auch mittels des eigenständigen Zins- und Tilgungsplans, seine 

Verpflichtungen einsehen zu können. 

Die Verbraucherschutzorganisationen weisen darauf hin, dass die betroffenen 

Bankkunden nun die bereits gezahlten Gebühren zurückverlangen können. Dies 

gelte für alle Verträge, die 2008 oder später beendet wurden bzw. noch laufen. Des 

Weiteren stellt das Gericht darauf ab, dass die Allgemeinen Geschäftsbedingungen, 

die im Bürgerlichen Gesetzbuch geregelt sind, die Richter befähigen, 

Formularverträge auf unangemessene Benachteiligungen des Kunden zu 

überprüfen. In diesem Fall weiche der „wesentliche Grundgedanke“ über 

Darlehensverträge von der gesetzlichen Bestimmung ab, daher bestehe Aussicht auf 

Erfolg, die Gebühren zurückzuerhalten. (Quelle: FAZ vom 8. Juni 2011) 

Seitenanfang 

 

10 Krankenkassen fordern Beitragssenkung 

Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) hat einen Zwei-Milliarden-Euro-

Überschuss aus dem Gesundheitsfonds für Ende 2011 errechnet und nun wäre eine 

Ermäßigung des Beitragssatzes von 0,2 Prozentpunkten möglich. Im Moment 

existiere keine Regelung für die Verwendung aus dem Fonds. Die Kassenärztliche 

Bundesvereinigung schlägt vor, das Geld für eine optimierte medizinische Fürsorge 

einzusetzen. (Quelle: Financial Times Deutschland vom 9. Juni 2011) 

Seitenanfang 

 

11 Fachkräftemangel bei der Versorgung alter Menschen: Fakten und Folgen 

Die Versorgung alter Menschen in Zukunft scheint kaum zu gewährleisten noch 

bezahlbar zu sein. Untermauert wird dies durch die Zahlen, die für 2020 bis 2030 

eine Personalknappheit ausweisen, die alarmierend ist. So fehlen im Jahr 2020 nach 

den jetzigen Berechnungen circa 56.000 Ärzte. Das übrige Pflegepersonal wartet mit 

einem Defizit von 140.000 Fachkräften auf. Veröffentlicht wurde die Studie des 

Darmstädter Wirtschaftsforschunginstitutes Wifor, die des Weiteren als Ergebnis für 

2030 ein Defizit von nahezu einer Million Fachkräften (Ärzte und Pflegekräfte) 

vorausgesagt.  

Dieser Mangel im Gesundheitswesen treffe primär ältere Menschen, besonders 

Rentner, die sich die Hilfe anderweitig nicht holen können, weil das Geld dazu fehlt.  
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Die finanzielle Ausstattung für Pflege und Versorgung der Älteren ist heute schon 

kritisch und werde durch die bevorstehende Verrentung der geburtenstarken 

Jahrgänge zwischen 1950 und 1965 noch problematischer. Deren Finanzierung sei 

schon vor 2030 aufgrund der bestehenden Umlagefinanzierung des 

Sozialversicherungssystems nicht gewährleistet.  

Früher haben Ordensschwestern, Zivildienstleistende und Ehrenamtliche einen 

unentbehrlichen Beitrag zur Versorgung geleistet, der in der heutigen Zeit nicht mehr 

im notwendigen Umfang geleistet werden kann. Der Zivildienst wird abgeschafft, 

Nonnen im Krankendienst gibt es kaum mehr und das Ehrenamt erfährt in der 

heutigen Zeit nicht mehr die gesellschaftliche Anerkennung wie einst, so dass die 

Menschen nicht mehr im erforderlichen Maß dazu bereit sind, eine Leistung ohne 

„Gegenwert“ zu erbringen. Die Umstellung im Krankenhausmanagement hat durch 

die betriebswirtschaftliche Ausrichtung dazu geführt, dass Personal reduziert wurde, 

die im Dienst verbleibenden unproportional belastet wurden und damit nicht mehr die 

medizinische Versorgung im Vordergrund stand.  

Der Verfasser des Artikels, der Allgemeinmediziner Michael Feld, erachtet dies als 

den Grund für die nachweisbar häufigen „Burnouts“ demoralisierter Ärzte und 

Pflegebediensteter. Damit ginge ebenfalls eine „Entehrung“ einher und als Folge sei 

ein Rückgang der ehrenamtlich Tätigen zu verzeichnen. Obwohl es hiervon in 

Deutschland zurzeit 23 Millionen gibt, die sich kostenfrei engagieren, ist der Bedarf 

lange nicht gedeckt. Weil die Finanzierbarkeit kaum befriedigend möglich ist, wäre es 

unabdingbar, die freiwillige Versorgung durch die Helfer attraktiv zu machen. Dies 

könne nur durch eine breite Anerkennung mit maximaler öffentlicher Wirkung erreicht 

werden und setze eine immaterielle Wertevermittlung voraus, die unter anderem 

soziale Verantwortung betone und „hohe Anerkennung“ hervorhebe. (Quelle: FAZ 

vom 8. Juni 2011, unter dem Titel „Die Währung Ehre“ erschienen) 

Seitenanfang 

 


